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„Es ist nicht so, als hätten die
Landtage nichts mehr zu ent-
scheiden“, wehrte sich der Präsi-
dent des Bayerischen Landtags,
Alois Glück MdL, bei der Veran-
staltung der Stiftungsallianz „Bür-
gernaher Bundesstaat“ am 22.
Juni im Maximilianeum, dem Haus
des Bayerischen Landtags in
München. Dieser Eindruck, der in
der Öffentlichkeit vorherrsche, sei
falsch. Richtig sei allerdings, daß
die Landtage ihre Möglichkeiten
nicht immer voll ausschöpften.

Bei der Podiumsdiskussion wur-
den verschiedene Möglichkeiten
der Aufgabenentflechtung zwi-
schen Bund und Ländern und der
Stärkung der Landtage diskutiert.

Die Teilnehmer der Diskussion –
Winfried Kretschmann, Vorsitzen-
der der Fraktion von Bündnis 90 /
Die Grünen im Landtag von Ba-
den-Württemberg und Mitglied
der Kommission zur Modernisie-
rung der bundesstaatlichen Ord-
nung, Prof. Dr. Roland Sturm,

Lehrstuhl für Politikwissenschaft,
Universität Erlangen, Dr. Klaus
Hahnzog, der frühere Vorsitzende
des Ausschusses für Verfas-
sungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen des Bayerischen Landtags
sowie Professor Ursula Männle
MdL, die stellvertretende Vorsit-
zende der Hanns-Seidel-Stiftung –
stimmten der Einschätzung von
Glück zu, daß eine Föderalismus-
reform nur dann ein Erfolg werden
könne, wenn sich die Beteiligten
„von der Machtfrage“ lösen.
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Dritte Veranstaltung der Stiftungsallianz: Diesmal luden die Stiftungen ins Münchener Maximilianeum, um über
die Reform der bundesstaatlichen Institutionen zu diskutieren.
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überzogenen Selbstfesselung der
Länder in Konsensrunden kritisier-
te Eilfort die Selbstentmündigung
der Landtage. Schließlich sei es
ein Armutszeugnis der Landespo-
litik, wenn in den Landtagen zu oft
bundespolitische Debatten nach-
vollzogen würden, statt eigene po-
litische Initiativen zu entfalten.

Alois Glück bezeichnete in seinem
Vortrag die konsequente Anwen-
dung des Subsidiaritätsprinzips,
nach dem politische Aufgaben
immer von der kleinstmöglichen
Gebietskörperschaft übernom-
men werden sollten, als Schlüssel
zum Abbau der Demokratiever-
drossenheit in Deutschland. Aller-
dings werde die grundsätzliche
Zustimmung zu diesem Prinzip in
der Realität meist von Macht-
fragen überlagert. Denn es liege in
der Natur des Menschen, die
eigenen Gestaltungsmöglichkei-
ten erweitern zu wollen. Trotzdem
appellierte Glück an die Mitglieder
der Bundesstaatskommission,
„sich von der Machtfrage zu
lösen“ und so eine grundlegende
Reform des Föderalismus zu er-
möglichen. Nur auf diese Weise
könne für die Bürger wieder klar
werden, wer die Verantwortung
für die einzelnen politischen Ent-
scheidungen trägt. 

Von der allgemeinen Einschät-
zung, die Landtage seien bedeu-
tungslos, distanzierte sich Glück

ausdrücklich. Zum einen führte er
die unterschiedliche Entwicklung
in den einzelnen Bundesländern
an, die auf unterschiedliche Poli-
tik zurückzuführen sei. Zum ande-
ren machte Glück deutlich, daß
die Regierungsfraktionen im Ver-
gleich zu früher deutlich selbstbe-
wußter agierten. Das werde in der
Öffentlichkeit jedoch nicht wahr-
genommen, weil die meisten par-
lamentarischen Initiativen auf-
grund der Geschwindigkeit der
politischen Diskussion nicht mehr
im Landtag, sondern zuerst auf
Pressekonferenzen vorgestellt
würden. Trotzdem seien es parla-
mentarische Initiativen.

Der Landtagspräsident ging au-
ßerdem auf die Frage ein, ob die
Interessen der Landtage, deren
Vertreter in der Bundesstaats-
kommission nicht stimmberech-
tigt sind, dort von ihren Landes-
regierungen vertreten würden. Er
sah bezüglich der Verlagerung
von Gesetzgebungskompetenzen
auf die Länder eine große Über-
einstimmung der Interessen von
Landtagen und Landesregierun-
gen. Gegen diese Verlagerung
wendeten sich nun die Abgeord-
neten in den Bundestagsfraktio-

Reges Interesse: Etwa 150 Politiker und Bürger kamen zur Veranstaltung ins Maxi-
milianeum.
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Der Vorstand der Stiftung Markt-
wirtschaft, Dr. Michael Eilfort, stell-
te in seiner Einführung die Stif-
tungsallianz „Bürgernaher Bun-
desstaat“ und ihre Ziele vor: „Der
Zug des Föderalismus ist auf das
Abstellgleis geraten.“ Deshalb ge-
he es nun darum, klare Verant-
wortlichkeiten im Föderalismus zu
schaffen, den Wettbewerb zwi-
schen den Ländern zu stärken und
ein Mindestmaß an Solidarität zu
erhalten. Zentral sei bei der Föde-
ralismusreform die Orientierung
am Subsidiaritätsprinzip und des-
halb die Stärkung der Landtage.
Derzeit tue sich „ein kleines, hoff-

nungsvolles Reformfenster“ auf:
„Die Stiftungsallianz will das ihrige
dazu beitragen, es weit offenzuhal-
ten und möglichst viel frische Luft
hineinzulassen.“ Föderalistische
Sonntagsreden habe es genug ge-
geben. Neben dem Exekutivföde-
ralismus und der aus seiner Sicht
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Landtage sollen ihre Möglichkeiten
ausschöpfen: Alois Glück, bayerischer
Landtagspräsident.

Will das Reformfenster offenhalten:
Dr. Michael Eilfort, Vorstand der Stif-
tung Marktwirtschaft.
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onsarbeit, mit Ausnahme der letz-
ten Sitzung, sehr konstruktiv ge-
wesen sei.

Ursula Männle machte zu Beginn
der Podiumsdiskussion darauf auf-
merksam, daß die Landtage sich
intensiv in die Debatte zur Fö-
deralismusreform eingeschaltet
hätten, zuletzt in der Quedlinburger
Erklärung der Landtagspräsiden-
ten. In der Öffentlichkeit überwiege
allerdings der Eindruck, die Land-
tage seien schwach. Manche
Beobachter sprächen sogar vom
„Schweigen der Länder“.

Der Föderalismus-Experte Roland
Sturm nannte als zentrale Ziele
der Reform der bundesstaatlichen
Ordnung, die Demokratie zu stär-

nen, deren Aufgabenbereiche be-
troffen seien. 

Insgesamt, so Glück, würden von
einer geeigneten Föderalismusre-
form alle Beteiligten gewinnen: Die
Parlamente in Bund und Ländern
erhielten mehr Entscheidungs-
spielräume, die Bürger profitierten
von schnelleren Entscheidungen
und einer größeren Durchschau-
barkeit der Politik. Lediglich die
Ministerpräsidenten müßten Ein-
bußen bei ihrer bundespolitischen
Bedeutung hinnehmen. 

Abschließend äußerte der Land-
tagspräsident seine Einschätzung
zur weiteren Entwicklung des Re-
formprozesses: Die zentralen Ent-
scheidungen würden erst im Okto-
ber und November fallen. Denn mit
einem abgestimmten Vorschlag
der Kommissionsvorsitzenden sei
erst nach den Landtagswahlen im
September zu rechnen. Nachdem
sich die Parteien intern festgelegt
hätten, werde es zu dem üblichen
Ritual der Nachtsitzungen kom-
men, um den Durchbruchcharakter
des Ergebnisses und die Anstren-
gungen aller Beteiligten zu doku-
mentieren. Insgesamt war Glück
verhalten optimistisch über die
möglichen Ergebnisse und begrün-
dete dies damit, daß die Kommissi-

Landtage haben durchaus Kompe-
tenzen: Professor Ursula Männle, stell-
vertretende Vorsitzende der Hanns-
Seidel-Stiftung.
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Wollen Machtfragen aus der Föderalismusdiskussion heraushalten: die Teil-
nehmer der Podiumsdiskussion.

ken und die Ineffizienzen des
deutschen Föderalismus zu über-
winden. Sturm äußerte sich skep-
tisch, ob das gelingen werde.
Schon jetzt seien viele wichtige
Fragen, beispielsweise die Neu-
ordnung der Finanzverfassung,
ausgeklammert worden. 

Winfried Kretschmann machte
deutlich, daß die Ministerpräsi-
denten nur dann einen Teil ihrer
bundespolitischen Einflußmög-
lichkeiten aufgeben werden, wenn
sie dafür relevante Kompetenzen
auf Landesebene erhielten.
Kretschmann nannte als Beispiele
die Bildungspolitik, den öffent-
lichen Dienst der Länder und
Aufgaben, die sich durch die
räumliche Nähe ergäben, etwa in
der Sozialpolitik. Auch wandte er
sich gegen eine Zentralisierung
bei der inneren Sicherheit. Für
eine verbesserte Koordinierung
sei eine Grundgesetzänderung
nicht erforderlich.
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Demokratie stärken: Prof. Dr. Roland
Sturm, Universität Erlangen.
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Dem pflichtete Dr. Klaus Hahnzog
bei: Eine Machtzusammenballung
bei den Sicherheitsbehörden sei
gefährlich. Ganz bewußt sei 1949
hier eine klare Trennung der Aufga-
ben zwischen Geheimdienst und
Polizei sowie zwischen Bund und
Ländern festgelegt worden. 

Hahnzog wies zudem darauf hin,
daß das Senatsmodell 1949 des-
halb abgelehnt worden sei, weil

man eine zu starke partei-
politische Orientierung der
Länderkammer befürchtete.
Die Praxis zeige nun, daß
das auch im Bundesrat der
Fall sei. Er schlug vor, die
Hälfte der Sitze im Bun-
desrat mit Landesparla-
mentariern zu besetzen.

Intensiv diskutiert wurde mit
den Teilnehmern der Veran-
staltung die Einführung
eines Zugriffsrechts für die
Länder, mit dem diese Materien, die
vom Bund geregelt sind, an sich
ziehen können (sogenannte „um-
gekehrt konkurrierende Gesetzge-
bung“). Die Podiumsteilnehmer
begrüßten dieses neue Instrument
grundsätzlich. Kretschmann warnte
allerdings vor Schwierigkeiten bei
einem unkonditionierten Zugriffs-
recht, wie es die Enquête-Kommis-
sion des Bayerischen Landtags
vorgeschlagen habe.

Ein weiterer wichtiger Punkt in der
Diskussion war die Mitwirkung der
Länder an der Europapolitik. Hahn-
zog forderte, in Art. 23 Grund-
gesetz, der die Kompetenzen des
Bundesrats in der Europapolitik
regelt, konkrete Mitwirkungsrechte
des Bundesrats zu verankern. Die
derzeitige Verpflichtung der Bun-
desregierung, die Bundesratsposi-
tion zu „berücksichtigen“, sei wert-
los. Kretschmann riet hingegen da-
zu, Verbesserungen „unterhalb der
Grundgesetzänderung“ zu suchen. 

Roland Sturm empfand die Debat-
te um Art. 23 als ziellos: „Was wol-
len die Länder eigentlich in Euro-
pa?“ Wenn sie wirklich mitgestal-
ten wollten, müßten sie im Aus-
schuß der Ständigen Vertreter prä-
sent sein, weil dort die meisten
Entscheidungen getroffen und vor-
bereitet würden. Wenn sich die
Länder auf eine reine Diskussion

europäischer Politikvorschläge be-
schränken wollten, sei dagegen ei-
ne Informationsrecht des Bundes-
rats ausreichend. Die zentrale Fra-
ge sei, so Sturm: „Wer redet in
Brüssel für Deutschland?“

Einig waren sich die Podiumsteil-
nehmer darin, daß eine Föderalis-
musreform nur von Erfolg gekrönt
sein könne, wenn in der Reformdis-
kussion die Machtfragen in den
Hintergrund treten. Kretschmann
wörtlich: „Machtfragen gehören in
die Tagespolitik.“ Wenn diese bei
der Reform des Grundgesetzes im
Vordergrund stünden, könne, so
Roland Sturm, nur ein kleiner Kom-
promiß zwischen Institutionen ent-
stehen, der keine Fortschritte bei
den entscheidenden Fragen bringe. 
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Landesparlamentarier in den Bun-
desrat entsenden: Dr. Klaus Hahnzog.

Konzentrierte Zuhörer: Das Publikum
nahm großen Anteil an der Diskussion.

Kompetenzen auf Landesebene stärken:
Winfried Kretschmann, Fraktionsvorsitzender der
Grünen in Baden-Württemberg.

Alois Glück MdL, Präsident des
Bayerischen Landtages

Dr. Klaus Hahnzog MdL a.D., ehemali-
ger Vorsitzender des Ausschusses für
Verfassungs-, Rechts- und Parlaments-
fragen des Bayerischen Landtages

Winfried Kretschmann MdL,
Vorsitzender der Fraktion von Bündnis
90/Die Grünen im Landtag von Baden-
Württemberg

Prof. Ursula Männle MdL, stellvertre-
tende Vorsitzende der Hanns-Seidel-
Stiftung (Moderation)

Prof. Dr. Roland Sturm, Universität Er-
langen

Dr. Michael Eilfort, Vorstand der
Stiftung Marktwirtschaft

Referenten der Tagung


